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Vorwort 

Die folgende Arbeit über „Die staatliche Einwirkung zur Sicherung der 
Energieversorgung und ihre Grenzen" hat dem Fachbereich Rechtswissen-
schaften der Georg-August-Universität Göttingen im Jahre 1986 als Disser-
tation vorgelegen. Inzwischen haben sich in dem von lebendigen Entwick-
lungen geprägten Energiebereich wie zu früheren  Zeiten auch tatsächliche 
Veränderungen eingestellt. Sie lassen allerdings das tatsächliche und recht-
liche Grundgefüge der bundesdeutschen Energieversorgung unberührt. 
Unangetastet bleibt auch das Anliegen der Arbeit, die Steuerungsfunktion 
wirtschaftlicher  Freiheit im verfassungs- und einfachgesetzlichen Kontext 
zu verdeutlichen. 

Sehr herzlich danke ich meinem Doktorvater, Herrn Prof.  Dr. Harry 
Ebersbach, der die Arbeit in überaus Verständnis- und einfühlsamer Weise 
gefördert  hat. Herrn Bundesverfassungsrichter  Dr. Hans Hugo Klein habe 
ich für die Übernahme des Koreferats  zu danken. 

Meiner Familie schließlich danke ich für ihre ideelle Unterstützung und 
besonders meiner Frau für ihre Geduld. 

Barsinghausen, im Juli 1987 Max Matthiesen 
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Einleitung 

I. Freiheit als Unterscheidung von Staat und Gesellschaft 

Die Ölkrisen der siebziger Jahre und Untersuchungen über die Grenzen 
der Energievorräte der Erde1 haben das Problem der Sicherung der Energie-
versorgung ins Blickfeld gerückt. Zwar schwanken die Schätzungen der 
Energievorräte sehr stark. Aber insgesamt läßt sich ihnen entnehmen, daß 
die Vorräte einiger heute besonders wichtiger Energieträger - Erdöl, Erdgas 
- nach diesen Schätzungen nur noch für Jahrzehnte reichen, während etwa 
die Kohle noch für Jahrhunderte zur Verfügung stehen soll. Die staatliche 
Politik hat sich dieses Problemfeldes angenommen. Seit Ende der sechziger 
Jahre hat die staatliche Betätigung im Energiebereich stark zugenommen. 

So verabschiedete die Bundesregierung (BReg) 1973 ein Energiepro-
gramm, das sie in bisher drei Fortschreibungen (1974,1977,1981) weiterent-
wickelt hat2. Sie nahm Einfluß auf die Unternehmensstruktur im Energie-
bereich: 1968 erreichte sie die Gründung der Ruhrkohle AG, 1969 die Neu-
gründung der „DEMINEX" (= „Deutsche Erdölversorgungsgesellschaft 
mbH - DEMINEX"), und sie erwirkte 1974 die VEBA/Gelsenberg-Fusion. 
Mittels zahlreicher Einwirkungen auf die (Energie-)Wirtschaft,  die auf ein 
Zusammenwirken zwischen Staat und Energiewirtschaft  angelegt sind, ver-
sucht die BReg, ihre energiepolitischen Ziele zu verwirklichen. So ist es ihr 
Anfang 1980 gelungen, den Steinkohlenbergbau und die Elektrizitätswirt-
schaft zum Abschluß des sog. „Jahrhundertvertrages"  zu bewegen, der 
zusammen mit einem Parallelvertrag zwischen Steinkohlenbergbau und 
industrieller Kraftwirtschaft  bis 1995 die Verstromung von 640 Mio. t SKE 
deutscher Steinkohle vorsieht3. 

Die Europäischen Gemeinschaften haben seit Ende der sechziger Jahre 
ein umfangreiches energiepolitisches Instrumentarium entwickelt4. Ange-
sichts dieser Entwicklung stellt sich die Frage nach den Grenzen staatlicher 

1 D. Meadows / E. Zahn / P. Mill ing, Die Grenzen des Wachstums, 1972, 45 ff.;  Glo-
bal 2000, Der Bericht an den Präsidenten, 1980, 27, 72 ff.,  387 ff.;  vgl. auch Monopol-
kommission, Mehr Wettbewerb ist möglich, Hauptgutachten I 1973/1975, 2. Aufl., 
1977, Tz. 782. 

2 BT-Drucks. 7 / 1057; 7 / 2713 (1. Fortschr.); 8 / 1357 (2. Fortschr.); 9 / 983 (3. 
Fortschr.). 

3 U. Engelmann, Energiewirtschaftliche  Tagesfragen (ET), 1980, 494. 
4 F. Walter, Zeitschrift  für Energiewirtschaft  (ZfE), 1983, 287 ff. 
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Einwirkung zur Sicherung der Energieversorgung. Eine Antwort darauf soll 
unter zwei miteinander verknüpften Ausgangspunkten gesucht werden. 

Im Zentrum steht die individuelle und gesellschaftliche (Wirtschafts-) 
Freiheit, insbesondere die Wettbewerbsfreiheit.  Freiheit, verstanden als 
Selbstbestimmung5, zeigt sich nach vielerlei Erfahrungen als wirksames 
Mittel der Sicherung der Energieversorgung. So haben eingehende Unter-
suchungen des amerikanischen Senats aus den Jahren 1964 - 19696 mit 
umfangreichem empirischen Material untermauert, daß der Wettbewerb 
(d. h. autonome Bemühungen konkurrierender  Unternehmen) die Unterneh-
men antreibt, möglichst intensiv Forschung und Entwicklung zu betreiben 
und deren Ergebnisse zu verwenden. Diese Funktion des Wettbewerbs und 
damit der Freiheit läßt sich zur Sicherung der Energieversorgung einsetzen, 
die stark von Fortschritten in Forschung und Entwicklung abhängt. 

Bedingung der Freiheit - zweiter Ausgangspunkt - ist eine organisatori-
sche und funktionale Unterscheidung von Staat und Gesellschaft. Denn bei 
einer UnUnterscheidbarkeit von Staat und Gesellschaft entfiele eine Be-
schränkung der staatlichen Funktionen und damit individuelle und gesell-
schaftliche Freiheit7. 

Diesen zweiten Ausgangspunkt, die Unterscheidung von Staat und 
Gesellschaft (mit ihrem wichtigen Teilbereich Wirtschaft)  sehen etliche 
Autoren als überholt an. Bei Ehmke7a findet sich die noch allgemein gehal-
tene staatstheoretische These, das heutige politische Gemeinwesen lasse 
sich nicht durch eine Trennung von Staat und Gesellschaft terminologisch 
zerteilen. Denn es stelle in seiner pluralistischen Struktur gleichwohl nur 
einen einzigen menschlichen Verband dar. Diese These konkretisieren 
andere Autoren für den ökonomischen Bereich dahin, daß angesichts einer 
Verklammerung von Politik und Ökonomie die liberal-staatliche Vorstel-
lung der Trennung von Staat und Gesellschaft mit der Folge prinzipieller 

5 E. W. Böckenförde, Die verfassungstheoretische  Unterscheidung von Staat und 
Gesellschaft als Bedingung der individuellen Freiheit, 1973, S. 31, 45; Hans H. Klein, 
Die Grundrechte im demokratischen Staat, 1974, S. 35; K. Hesse, DÖV 1975, 440 
Fn. 36. 

6 Hierzu K. Markert, DB 1969, 449 ff.  (452, 454); V. Emmerich, Ausnahmebereich 
für die leitungsgebundene Energieversorgung im GWB, in: Ordnungspolitische Über-
legungen zur leitungsgebundenen Energieversorgung, Schriftenreihe  Recht - Technik 
-Wirtschaft  (RTW), Hrsg. R. Lukes, Band 15,1977, S. 48; ders., Kartellrecht, 3. Aufl., 
1979, S. 7; ders., RIW / AWD 1975, 9. 

7 E. W. Böckenförde (Fn. 5), S. 31; ders., Die Bedeutung der Unterscheidung von 
Staat und Gesellschaft im demokratischen Sozialstaat der Gegenwart, in: Staat, 
Gesellschaft, Freiheit, 1976, S. 193, 198, 199, 208; K. Hesse, Grundzüge des Verfas-
sungsrechts, 8. Aufl., 1975, S. 8 f.; ders., DÖV 1975, 439; B. Börner, Energie zwischen 
Staat und Gesellschaft, Kölner Schriften zum Europarecht, Band 26, 1977, S. 405 -
407; R. Zippelius, Allgemeine Staatslehre, 4. Aufl., 1973, § 20, S. 135; H. H. Klein 
(Fn. 5), S. 31. 

7 a Wirtschaft  und Verfassung, 1961, S. 5 f. 
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Unterscheidbarkeit staatlicher Zuständigkeiten und gesellschaftlicher 
(Wirtschafts-)Autonomien überholt sei7b. 

Ob dieser Sicht des Verhältnisses von Staat und Gesellschaft im Bereich 
des Themas der vorliegenden Arbeit auf tatsächlicher Ebene beigepflichtet 
werden muß, wird die Untersuchung zeigen. Jedenfalls ergibt ein Blick in 
das Grundgesetz, daß es die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft 
normativ verankert. Dem „Sozialstaat" eröffnet  es nicht einfach freies Feld. 
Sondern es begrenzt ihn durch den gleich- und nebengeordneten „Rechts-
staat". Die rechtsstaatliche Demokratie gem. Art. 20 I I und 28 GG setzt die 
Unterscheidung von Staat und Gesellschaft ebenso voraus wie Art. 1 I I I GG, 
der die Staatsgewalt an die Grundrechte als Freiheitsrechte bindet70. 

Wie sich hieraus ergibt, sind grundgesetzlich verbürgte Freiheit und 
Unterscheidung von Staat und Gesellschaft zwei Seiten einer Medaille. 
Soweit das Grundgesetz Freiheit sichert, gewährleistet es auch eine Unter-
scheidung von Staat und Gesellschaft. Ohne eine solche Unterscheidung 
gibt es keine Freiheit. Nachdem hiermit die Prämissen der Untersuchung 
bestimmt sind, läßt sich die Frage nach den Grenzen staatlicher Einwirkung 
zur Sicherung der Energieversorgung noch näher präzisieren: 

1. Kann im gesamtwirtschaftlich sehr bedeutsamen Energiebereich8 im 
Zuge der stark zunehmenden staatlichen Einwirkung tatsächlich noch 
von individueller und gesellschaftlicher (Wirtschafts-)Freiheit  sowie 
einer Unterscheidung von Staat und Gesellschaft die Rede sein? 

2. Inwieweit schreibt die geltende (Verfassungs-)Rechtsordnung (Wirt-
schafts-)Freiheit  und Unterscheidbarkeit von Staat und Gesellschaft als 
Vorbedingung dieser Freiheit vor, und welche Maßgaben folgen daraus 
für die staatliche Einwirkung? 

Dieser Aspekt der Frage nach den Grenzen der staatlichen Einwirkung zur 
Sicherung der Energieversorgung bildet das Schwergewicht der Unter-
suchung. Denn es genügt nicht, die Frage nach dem normativen „ob" von 
(Wirtschafts-)Freiheit  und einer Unterscheidung von Staat und Gesellschaft 
positiv zu beantworten. Stets von neuem stellt sich die Aufgabe, das richtige 
Maß der konkreten Zuordnung von Staat und Gesellschaft zu ermitteln9. 

7 b H. D. Jarass, Formen staatl. Einwirkung auf die Energiewirtschaft,  Der Staat, 
1978, S. 523; R. Scholz, Grenzen staatl. Aktivität unter der grundgesetzlichen Wirt-
schafts Verfassung,  in: Der Staatssektor in der sozialen Marktwirtschaft,  1976, S. 113. 

7 c E. W. Böckenförde, Fn. 5, S. 35 und Fn. 7, S. 206; R. Schmidt, Wirtschaftspolitik 
und Verfassung, 1971, S. 57. 

8 Im Jahre 1974 entfielen auf ihn 14 % des Umsatzes, 27 % der Bruttoanlageninve-
stitionen, 12 % des Nettoproduktionswertes des produzierenden Gewerbes, vgl. 
Monopolkommission (Fn. 1), Tz. 570. 

9 R. Zippelius (Fn. 7), § 23 II, S. 163; K. Hesse, DÖV 1975, S. 442; Β. V. Troll, Ein-
flußnahme des Staates auf die öffentliche  Elektrizitätsversorgung, 1973, S. 12. 


